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gen des zusätzlichen Flächenverbrauchs unter ökologischen 
Gesichtspunkten nicht immer ideal sein mag. Ganz ohne 
Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen wird es nicht gehen. 
Das betrifft auch den Umgang mit dem Regionalplan. Darin 
müsste die Ausweisung potenzieller Wohnbauflächen noch 
einmal neu überdacht werden. Und der Masterplan Stadt-
grün muss in der Weise Anwendung finden, dass nachhalti-
ger Wohnungsbau weiterhin zugelassen ist und nicht etwa 
eingeschränkt wird, wie das Papier leider vermuten lässt.

Die Stadt hat ferner dafür zu sorgen, dass die Prozesse der 
Baurechtschaffung schneller und effizienter funktionieren.  
Angesichts der komplexen Prozesse beim Planen und  
Genehmigen von Bauvorhaben müssen alle Ressourcen ge- 
hoben werden, um rasch zu mehr Wohnungen zu kommen. 
Stadtverwaltung und Ratsmehrheit wollen bei der Planung 
von Bauvorhaben viel zu oft alles bis ins letzte Detail ge-
regelt haben - mit hoher Auflagendichte und umfangreichen 
Qualifizierungsverfahren. Das erhöht nicht nur die Baukosten 
erheblich, sondern verlängert den Planungsprozess häufig 
um ein Vielfaches. Daher sind mehr planerische Zurückhal-
tung und Entscheidungsfreude das Gebot der Stunde. 

Vor allem aber sollten jetzt angesichts der prekären Lage 
Anreize geschaffen werden, die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen für den Wohnungsbau erheblich zu verbessern. 
Zumindest vorübergehend sind die Kosten- und Auflagen-
last für Bauplanungen so weit wie möglich zu reduzieren.  
Zudem gilt es, die Anforderungen an Bauträger zur Bereit-
stellung sozialer und grüner Infrastruktur teilweise zurück-
zuschrauben. Auch die recht umfangreichen Vorgaben der 
städtischen Klimaleitlinie könnten temporär ausgesetzt 
werden, um mehr Wohnraum schaffen zu können.  
Und schließlich könnte die Stadt auch deutlich höhere 
Baudichten zulassen, um so eine Kompensation für die 
steigende Kostenlast bei Bauvorhaben anzubieten.

Herzliche Grüße 
Stefan Rappen 
Vorstandsmitglied und Schatzmeister der WIK
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Sehr geehrte Damen  
und Herren, liebe  
Leserinnen und Leser,

schon vor dem Ukraine-Krieg ging es in Köln darum, den 
massiven Wohnraummangel dadurch zu bekämpfen, dass 
Prozesse rund um das Bauen vereinfacht, Verfahren zur 
Baurechtschaffung entschlackt und Genehmigungsprozesse 
beschleunigt werden sollten. Nun kommen als zusätzliche 
Herausforderung auch noch die stark gestiegenen Bau-,  
Energie- und Zinskosten dazu. Fakt ist: Die Stadt Köln 
braucht unverändert deutlich mehr Wohnungen, wenn sie  
als wachsende Wirtschafts-, Wissenschafts- und Kultur- 
metropole für ihre Bewohner und auch für neu Hinzuziehen-
de attraktiv bleiben möchte. 

Schon in den vergangenen Jahren war für die Stadt Köln 
dringend geboten, ausreichend bebaubare Flächen für den 
Wohnungsbau zur Verfügung zu stellen und für die notwen-
dige Personalstärke in der Stadtverwaltung zur möglichst 
raschen Baurechtschaffung zu sorgen. Hierzu hatte sich die 
Stadt Köln im Rahmen des Ende 2017 mit der Wohnungs-
wirtschaft vereinbarten Wohnbündnisses verpflichtet. Die 
Wohnungswirtschaft war im Gegenzug bereit, pro Jahr bis  
zu 6.000 neue Wohneinheiten, also die im Wohnbündnis  
gemeinsam verabschiedete Zielzahl, zu schaffen. Ferner 
verpflichtete sich die Wohnungswirtschaft, bei größeren 
Projekten 30 % der Wohnfläche als öffentlich geförderten 
Wohnraum bereitzustellen sowie für die erforderliche soziale 
Infrastruktur wie Kitas, Schulen, Spielplätze und Grünflä-
chen zu sorgen. Leider wurden die mit der Stadt Köln verein-
barten Zielsetzungen bislang nicht erreicht. 

Die Hauptgründe für diesen unbefriedigenden Befund sind: 
Es gibt zu wenige von der Stadt ausgewiesene Bauflächen 
sowie zu lange und zu komplexe Planungs- und Genehmi-
gungsprozesse. Das hat zu einer weiteren Verknappung und 
hieraus folgend Verteuerung des Wohnraums geführt. Ins-
besondere viele junge Familien sind ins Kölner Umland aus-
gewichen. Nun hat die aktuelle Krise mitsamt gestiegenen 
Bau-, Energie- und Zinskosten die ohnehin schon bestehen-
de prekäre Lage am Wohnungsmarkt weiter verschärft. Der 
Neubau von Wohnungen ist komplett eingebrochen. Die 
Verdrängungsprozesse nehmen weiter zu und der Kampf um 
bezahlbaren Wohnraum hat an Härte weiter zugenommen. 

Daher muss die Stadt Köln nunmehr mit allen ihr zur Verfü-
gung stehenden Mitteln versuchen, die Wohnungsknappheit 
zu bekämpfen. Sie muss noch intensiver als bisher Potenzial- 
flächen für zusätzlichen Wohnraum in den Blick nehmen. 
Hierzu gehören nicht nur bauliche Nachverdichtungen im 
innerstädtischen Bereich. Auch geeignete Freiflächen am 
Stadtrand müssen schnell und zunehmend in Anspruch ge-
nommen und baureif gemacht werden, selbst wenn dies we-

Vor allem aber sollten 
jetzt Anreize geschaffen 
werden, die wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen 
für den Wohnungsbau 
erheblich zu verbessern. 
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Zukünftig soll nur noch auf den Flächen der Kategorie  
Potenzialgrün gebaut werden dürfen, und das auch nur, 
wenn die klimatische Funktion dieser Flächen angemessen  
berücksichtigt wird. Der Plan soll ausdrücklich auf bereits 
bestehende Bebauungspläne Anwendung finden. Uns ist voll-
kommen unklar, wie sich die Absichten des Plans in die übri-
gen Beschlusslagen der Stadt Köln integrieren lassen sollen. 

Mit einem Federstrich sollen Flächen, die gestern noch 
der Bebauung zugänglich waren, morgen einem unklaren 
und unkalkulierbaren Abwägungskatalog unterstehen. Dies 
führt zu erheblichen Rechtsunsicherheiten und hemmt in 
der Folge die Investitionsbereitschaft der Wohnungswirt-
schaft. Ein solches Vorgehen ist nicht nur schlecht für den 
Wohnungsbau, sondern beschädigt auch das Vertrauen in 
den Wirtschaftsstandort Köln. So klar der Masterplan Stadt-
grün bei der Festlegung ausführt, wo überall nicht gebaut 
werden darf, so sehr vermissen wir an vielen Stellen dringend 
notwendige Konkretisierungen. Zudem: Schon der aktuelle 
Regionalplanentwurf deckt nur 15 % des Bedarfs an ASB-
Flächen (für Wohnungen und das Wohnen nicht störende 
anderweitige Nutzungen), was schon extrem wenig ist. Mit 
dem Masterplan Stadtgrün werden gar nur noch 9 % er-
reicht. Flächen von rund 170 Hektar sind somit zusätzlich 
abgezogen worden. Betroffen sind unter anderem Areale in 
Rath/Heumar-West, Höhenhaus-Nord und Wahn-West. 

Das alles zeigt, wohin es führt, wenn isoliert nur ökologische 
Themen betrachtet werden und andere wichtige Lebensbe-
reiche außen vor bleiben. Die in dem Plan genannte „Grün-
flächengerechtigkeit“ wird es so jedenfalls nicht geben. 

und weiteren öffentlichen und privaten Akteuren versam-
meln, wenn ein so elementarer Plan zur Gestaltung der 
Stadt erstellt wird, ohne den dort vorhandenen Sachver-
stand einzubinden. Wir hätten uns gerne in die Diskussion 
über die Auswirkungen des Plans für den Wohnungsbau  
und somit letztlich für die ganze Stadt eingebracht. 

Wir sind überzeugt davon, dass bei größeren Planungen mit 
möglichen Einflüssen auf immobilienwirtschaftliche Belange 
nur ein gemeinsames Vorgehen erfolgversprechend sein 
kann, damit wir sowohl mithelfen können, die Klimaneu- 
tralität in Köln bis 2035 zu erreichen, als auch erfolgreich 
den Wohnungsmangel zu beseitigen. Den Vorstoß mit dem 
Masterplan Stadtgrün halten wir vor diesem Hintergrund 
nicht nur für unnötig intransparent, sondern auch für nicht 
zielführend. 

Auf Grundlage dieses Masterplans sind für Köln nunmehr 
die drei Flächenkategorien Immergrün, Zukunftsgrün 
und Potenzialgrün geschaffen worden. Mit Immergrün 
sind Flächen definiert, die „für immer als multifunktionale  
Grün- und Freiräume gesichert“ sein sollen. Sie dürfen 
ausdrücklich nicht bebaut sowie in ihrer Funktion nicht 
beeinträchtigt werden. Hierzu gehören unter anderem  
alle innerstädtischen Grünflächen, der Innere und Äußere 
Grüngürtel und Naturschutzflächen. Mit Zukunftsgrün  
sind Flächen gemeint, die zusammen mit den Immergrün- 
Flächen zur grünen Infrastruktur der Stadt gehören sollen. 
Sie werden dem Plan zufolge zur ökologischen, klimatischen 
oder erholungsbezogenen Aufwertung herangezogen und 
sind für eine Bebauung tabu. 

Die Stadt Köln hat weiterhin mindestens 70.000 Wohnun-
gen zu wenig, dafür hat sie nun einen Masterplan Stadt-
grün. Mit seiner Mehrheit hat das Ratsbündnis, bestehend 
aus Grünen, CDU und Volt, in der Ratssitzung am 23. März 
2023 den Plan durchgesetzt, mit dem die Stadt eine Vision 
für ihre Grün- und Freiflächen entwickelt. Die Wohnungs-
bau Initiative Köln (WIK) hält Grünflächen in der Stadt für 
sehr wichtig, auch damit die Bewohner und diejenigen, die 
nach Köln ziehen wollen, Platz für Erholung, Sport und für 
Begegnung im Grünen haben. Wir begrüßen es ausdrück-
lich, dass es sich bei 17 % der Kölner Stadtfläche um Wald 
handelt. Zum Vergleich: In München sind es lediglich 4,3 %, 
in Hamburg 5,7 % und in Düsseldorf 11 %. Nur in Berlin 
liegt der Anteil der Waldflächen mit 17,7 % noch etwas 
höher als in der Domstadt. Die große Waldfläche in Köln 
ist gut. Allerdings dürfen wir nicht aus den Augen verlieren, 
in unserer Stadt noch viele Wohnungen zu bauen, damit 
diejenigen, die hier leben wollen, auch die Möglichkeit dazu 
haben. Wir brauchen Grünflächen UND mehr Wohnungen. 
Zudem braucht Köln als wachsende Metropole zusätzliche 
Flächen für Schulen, Kindergärten, Arbeitsplätze und Infra-
struktur. Diesen Zielen wird der Masterplan Stadtgrün nicht 
gerecht. 

Nicht nur uns, sondern auch den BFW Landesverband 
Nordrhein-Westfalen, Haus & Grund, den Mieterverein 
Köln, die IHK und die Handwerkskammer irritiert sehr, an 
der Ausarbeitung des Masterplans Stadtgrün nicht be- 
teiligt worden zu sein. Es stellt sich die Frage, warum wir 
uns als Wohnungswirtschaft regelmäßig im Wohnungsbau-
forum mit Vertretern des Kölner Rats, der Stadtverwaltung 

Wir sind weiterhin bereit, uns in der Stadt Köln für die  
Vereinbarkeit von Bauen und Klimaschutz zu engagieren.  
Beides kann miteinander gelingen. Davon sind wir überzeugt. 
Mit unseren ambitionierten und nachhaltigen Neubaupro-
jekten in der Stadt Köln leisten wir einen wichtigen Beitrag 
zum Erreichen der städtischen Klimaschutzziele. Wir können 
diesen Beitrag aber nur dann leisten, wenn die Stadt uns 
bei ihren Plänen einbindet. Beim Masterplan Stadtgrün ist  
es noch nicht zu spät. Wir stehen für Nachbesserungen 
bereit. Zum Wohle unserer Stadt, die wir alle lieben. Damit 
Köln lebenswert, familienfreundlich und wirtschaftlich auf 
hohem Niveau konkurrenzfähig bleibt.

Der Masterplan Stadtgrün braucht 
dringend Nachbesserungen.

Wir engagieren uns weiter-
hin für die Vereinbarkeit  
von Bauen und Klimaschutz.

Was nun dringlich ist:

/ 01. 	�Der Masterplan Stadtgrün muss nachgebes-
sert und qualifiziert werden. Dazu ist es un-
abdingbar, weitere Betroffene und Gremien 
wie das Wohnungsbauforum einzubinden. 

/ 02. 	�Der Plan muss mit den vorhandenen und 
bereits beschlossenen Konzepten der Stadt 
Köln abgestimmt werden und einen ent-
sprechenden Integrationsprozess durchlau-
fen. Zu nennen sind hier insbesondere der 
aktuelle Regionalplanentwurf und die Kölner 
Perspektiven 2030+. 

/ 03. 	�Es kann nicht bei einer pauschalen Auswei- 
sung einzelner Flächen von Zukunftsgrün und  
Potenzialgrün bleiben. Wir brauchen wissen-
schaftlich fundierte Berechnungen, die den 
konkreten klimapolitischen Nutzen einer 
entsprechenden Klassifizierung belegen. 

/ 04. 	�Damit der Vertrauensschutz gewahrt bleibt, 
dürfen bereits vor Verabschiedung des Mas- 
terplans Stadtgrün zum Zweck einer Bebau-
ung erworbene Flächen nicht durch diesen 
in ihrer Entwicklung beeinträchtigt werden.
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WIK: Herr Sterck, die Wohnungsbau Initiative Köln (WIK) 
plädiert für einen offenen Austausch zwischen Experten 
aus der Immobilienwirtschaft und den politischen Ent-
scheidungsträgern in Köln mit dem Ziel, mehr Wohnraum 
in der Domstadt zu schaffen. Wie bewerten Sie diese Her-
angehensweise – und: Klappt es mit dem Austausch?
Ralph Sterck: Natürlich ist es sinnvoll, miteinander zu spre-
chen. Mit dem Wohnungsbauforum haben wir in Köln eine 
Institution, die geradezu dafür geschaffen ist, dass sich 
Wohnungswirtschaft, Stadtverwaltung und Kommunal-
politik regelmäßig austauschen. Vor diesem Hintergrund 
verstehe ich nicht, dass die Stadtverwaltung immer wieder 
Extratouren fährt, ohne das Wohnungsbauforum einzubinden.

Sie spielen auf den Masterplan Stadtgrün an, bei dem die 
WIK und der BFW Landesverband Nordrhein-Westfalen 
beklagen, nicht beteiligt worden zu sein.
Richtig. Aber das ist nicht der einzige Fall, in dem die 
Stadtverwaltung einfach ihr Ding durchzieht.

In dem Forum sitzen neben der Oberbürgermeisterin 
Henriette Reker alle zuständigen Dezernenten, Vertreter 
der Ratsfraktionen und Wohnungsbauunternehmen.  
Das heißt, auch Ratspolitiker wie Sie könnten dazu bei-
tragen, dass der Austausch besser funktioniert.
Ich glaube, ich kann für mich in Anspruch nehmen, meinen 
Anteil dazu zu leisten. Aber die Interessen der Wohnungs-
unternehmen müssen sie selber vertreten, und zwar laut 
und deutlich. Die müssten dort auf den Tisch hauen und 
sagen, dass eine ganze Reihe von Plänen der Stadtverwal-
tung und der Ratsmehrheit den Wohnungsbau eher bremst 
als fördert. Die Vertreter aus dem linken Spektrum sind 
keineswegs zimperlich, ihre Interessen zu vertreten. Aber 
auf der bürgerlichen Seite gibt es da oft sehr viel Zurück- 
haltung. Man will es sich wahrscheinlich mit niemandem  
verscherzen. Das ist nicht gut und trägt nicht dazu bei, 
dass wir beim Wohnungsbau vorankommen.

Was müsste sich noch ändern, um mehr Wohnungen zu 
bauen?
Wir haben in Köln viel zu viele Auflagen. Das ist eine Fehl-
entwicklung, die zu Lasten der Wohnungssuchenden geht. 
Investoren werden abgeschreckt. Viele von ihnen investie-
ren lieber in Düsseldorf oder in Pulheim als in Köln. Bei uns 
sind die Hürden für den Neubau einfach zu hoch. Das ist ein 
selbstgemachtes Problem. Und in Köln werden Baugeneh-
migungen viel zu langsam erteilt.

„�Die Hürden für den 
Neubau sind zu hoch“

Zur Person: 
Der 1965 in Köln-Mülheim geborene Ralph Sterck 
lernte zunächst Speditions-Kaufmann, stieg 
daraufhin in das mittelständische Transport-
unternehmen seiner Eltern ein und schloss 2001  
sein nebenberufliches Studium zum Diplom- 
Kaufmann (FH) ab. Sterck, der sich schon 1981  
als Mitgründer den Jungen Liberalen anschloss,  
fungierte von 2003 bis 2018 als Hauptgeschäfts- 
führer der FDP Nordrhein-Westfalen. Von 2018 
bis 2021 arbeitete er als Geschäftsführer der 
Zukunftsagentur Rheinisches Revier. Seither 
bekleidet er die Position eines Referatsleiters 
im NRW-Ministerium für Wirtschaft, Innovation, 
Klimaschutz und Energie. Sterck ist eine stabile 
Größe in der Kölner Kommunalpolitik. Seit 1999 
führt er die FDP-Fraktion im Stadtrat und ist zu-
gleich ihr stadtentwicklungspolitischer Sprecher.

Sie haben selbst mal eine Art Moratorium für Bau- 
auflagen in Köln gefordert. Was bedeutet das genau?
Unser Vorschlag zielte darauf, Wohnungs-Investoren fünf 
Jahre lang von Auflagen wie dem Kooperativen Bauland- 
modell, Erhaltungssatzungen oder Auflagen bei Konzept-
vergaben zu befreien. Wir haben gesagt, lasst die Investo-
ren mal auf dieser Grundlage bauen – und am Ende Bilanz 
ziehen, ob wir so nicht viel schneller das Ziel der Stadt 
erreichen, jedes Jahr 6.000 Wohnungen zu bauen. 

Was wurde aus Ihrem Vorschlag?
Damit blieb meine Fraktion allein. Die CDU hat sich in sol-
chen Fragen völlig aufgegeben und folgt beim Wohnungsbau 
den Grünen. Auch beim Masterplan Stadtgrün macht die 
CDU mit.

Sie lehnen den Plan ab. Warum?
Weil der Masterplan Stadtgrün wieder ein Instrument ist, 
das den Wohnungsbau zurückdrängt. Da wird im Stadtrat  
argumentiert, wir müssten den Planeten retten. Also werden  
weniger Bauflächen ausgewiesen, um den Planeten zu retten.  
So läuft das da.

Gibt es genug Flächen für neue Wohnungen?
Eindeutig nein. Nehmen Sie die Regionalplanung von 2022. 
Da ging es unter anderem um die Ausweisung von Flächen,  
auf denen Wohnungen oder Gewerbeimmobilien in den 
nächsten 25 Jahren entwickelt werden dürfen. Da hat 
das Kölner Ratsbündnis aus Grünen und CDU Flächen aus 
dem Plan herausgenommen, auf denen Wohnungen für 
50.000 Menschen sowie 2.000 Arbeitsplätze hätten ent-
stehen können. Bei so einer Politik braucht sich niemand zu 
wundern, wenn es zu wenig Platz für neue Wohnungen gibt. 
Wir haben aber auch noch ein anderes Problem. Die Stadt 
München hat weniger Fläche als Köln, aber fast eine halbe 
Million mehr Einwohner. Mir ist nicht bekannt, dass sich in 
München viele Leute über einen Mangel an Lebensqualität 
beklagen. Das heißt, wir bringen in Köln auf den vorhande-
nen Flächen generell zu wenige Wohnungen unter. 

Für mehr Wohnungen in Köln 
hat Ralph Sterck jede Menge 
Ideen: Mehr Hochhäuser und 
weniger Auflagen. Mehr Bau-
flächen und weniger Master-
plan Stadtgrün. Mehr Klartext 
im Wohnungsbauforum und 
weniger lange Genehmigungs-
verfahren. Diese und weitere 
Anstöße lesen Sie im Interview 
mit dem Chef der FDP-Rats-
fraktion.

Wir bringen in Köln auf den 
vorhandenen Flächen zu 
wenige Wohnungen unter.
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Die WIK stellt sich vor:
Die WIK ist ein Zusammenschluss von 36 Bauträgern, 
Projektentwicklern und bauträgernahen Dienstleistern. 
Alle Unternehmen, die sich in der Wohnungsbau Initiative 
engagieren, tragen maßgeblich zum Wohnungsbau in Köln bei.  

Unser klares Ziel ist es, mehr Wohnraum und damit eine  
lebenswerte Heimat zu schaffen. Dafür bieten wir unsere  
Fachkompetenz und unsere entschiedene Bereitschaft  
zum Dialog an.

Über die WIKInterview

Wesentliche Möglichkeiten, mehr Wohnraum zu schaffen, 
liegen in der Nachverdichtung durch Aufstocken und im 
Bau von Hochhäusern. Letztgenannte werden in Köln aber 
immer wieder heftig diskutiert.  
Wie beurteilen Sie die Diskussion und wie schätzen Sie 
das Potenzial für Hochhäuser in Köln ein? 
Wir unterstützen den Bau von Wohnhochhäusern in Köln 
ausdrücklich, auch wenn wir wissen, dass sie allein nicht 
den Bedarf an neuen Wohnungen decken können. Aber sie 
sind eines der Instrumente, die wir nutzen sollten, zumal 
Hochhäuser Fläche sparen. Leider ist das Thema Hoch-
häuser in unserer Stadt sehr umkämpft. Da werden generelle 
Ängste geschürt, von gestörten Sichtachsen in der Stadt 
ist die Rede, und immer wieder kommt der Hinweis darauf, 
dass der Status des Kölner Doms als Unesco-Weltkultur-
erbe durch Hochhäuser gefährdet werden könnte. Wir halten 
die Ängste für unbegründet. Längst haben wir in der Stadt 
geklärt, dass in einem Puffer um den Dom keine Hochhäu-
ser gebaut werden dürfen und dass Sichtachsen beachtet 
werden müssen. 

Also könnte es eigentlich losgehen mit dem Bau von 
Wohnhochhäusern.
Theoretisch ja. Praktisch aber ist es so, dass die Stadtver-
waltung gerade erst den Auftrag für ein Hochhausbau-
Konzept extern vergeben hat. Es wird also noch dauern. So 
bleibt es bei sehr ernüchternden Erfahrungen wie denen 
mit den gescheiterten Wohntürmen neben dem Colonius. 
Einer davon sollte 120 m hoch werden. Dort hätten 700 
Studentenwohnungen entstehen können, aber die Rats-
mehrheit von CDU und Grünen brachte das Projekt mit 
zu vielen Vorgaben zu Fall. Jetzt wird dort ein 80 m hoher 
Turm für gewerbliche Nutzungen errichtet. Die Ablehnung 
von Hochhäusern betrifft aber auch gewerbliche Nutzer. 
Die DEVK will in Köln einen bis zu 145 m hohen Büroturm 
errichten. Wegen der Widerstände insbesondere bei den 
Grünen, die eine Höhe von unter 100 m verlangen, erwägt 
das Unternehmen, stattdessen in Monheim zu bauen – dort 
übrigens auf einer viel größeren Grundfläche. Das wäre für 
Köln nicht nur hochnotpeinlich.

Wie viel Potenzial steckt im Schließen von Baulücken?
Die Stadtverwaltung hat vorgerechnet, dass es in Köln 
noch Baulücken für etwa 15.000 Wohnungen gibt. Die 
können allerdings nicht geschlossen werden, weil es in zahl-
reichen Fällen Unklarheiten gibt, etwa wegen Erbstreitig-
keiten, und weil die Stadt nicht gut genug aufgestellt ist,  
um überall Baugebote zu verhängen. 

Thema Verkehrsinfrastruktur: Die steht angesichts  
wachsender Bevölkerungszahlen und sich verändernder 
Mobilitätsbedürfnisse vor großen Herausforderungen. 
Was bedeutet das für die Erschließung von bestehenden 
und neuen Wohngebieten? Wie sieht Ihr Verkehrskonzept 
für die Zukunft aus? 
Zunächst einmal besteht die Gefahr, dass die Verkehrs-
probleme noch größer werden, wenn viele Menschen in Köln 
keine Wohnung finden und entsprechend ins Umland ziehen 
müssen. Viele von ihnen müssen dann mangels attraktiver 
öffentlicher Verkehrsverbindungen mit dem Auto nach Köln 
pendeln. Das ist ökonomischer und ökologischer Wahnsinn. 
Wir fordern von den Kölner Verkehrs-Betrieben schon lange 
den Ausbau des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV). 
Der ist in Köln traditionell unterentwickelt. Würde man in 
der Stadt unter Verkehrswende verstehen, alle Stadtteile an 
S- oder Stadtbahn anzubinden, müsste man einräumen: An 
eine Verkehrswende ist hier gar nicht zu denken. Wir hängen 
mindestens 20 Jahre hinter dem Stand in vielen anderen 
Städten zurück. Und damit ist nicht nur Wien gemeint, wo 
es längst Praxis ist, erst die Stadtbahnlinie zu bauen und 
dann mit dem Bau eines neuen Stadtteils zu beginnen. Das 
macht Köln leider anders. 

Bremst auch das die Erschließung neuer Wohngebiete?
Das ist so. Diejenigen, die in den benachbarten Stadtteilen 
wohnen, haben oftmals Angst vor mehr Verkehr und zu-
geparkten Straßen, wenn nebenan neue Wohnungen entste-
hen. Diese Angst könnte die Stadt ihnen nehmen, wenn sie 
Neubaugebiete offensiv damit bewerben würde, zunächst 
für einen Anschluss an den ÖPNV zu sorgen. Nur immer 
weniger Parkplätze auszuweisen und nicht zugleich massiv 
in den ÖPNV zu investieren, ist keine gute kommunale Ver-
kehrspolitik.

Herr Sterck, wir danken für das Gespräch.

Leider ist das Thema 
Hochhäuser in unserer 
Stadt sehr umkämpft.

Der ÖPNV ist in Köln  
traditionell unterentwickelt.
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Die WIK: Immer viel Gesprächsstoff.
Viel Gesprächsstoff und angeregte Diskussionen gab es bei 
der jüngsten Mitgliederversammlung der Wohnungsbau Ini-
tiative Köln (WIK). Vertreter der 36 Mitgliedsunternehmen –  
darunter Bauträger, Projektentwickler und bauträgernahe  
Dienstleister – trafen sich am Sitz der Metropol Immo-
biliengruppe in der Kaygasse in Köln. Im Mittelpunkt der 
engagiert geführten Gespräche stand zunächst die Lage 
des auch in Köln aufgrund von Inflation und stark erhöhten 
Zinsen sehr angespannten Immobilienmarktes. 

„Da sich ein Großteil der privaten und institutionellen 
Nachfrager aufgrund der hohen Zinsen zurückgezogen hat, 
funktioniert der Markt nicht mehr“, stellte der Vorsitzende 
Jens Bruckner fest und ergänzte: „In der Phase sinkender 
Zinsen wurden die Anforderungen an den Wohnungsbau 
in Sachen Energetik, Haustechnik, Freiflächen und vieles 
mehr immer weiter erhöht, aber die niedrigen Kapitalkosten  
haben dies kaschiert. Diese Zeiten sind nun vorbei, so funk-
tioniert Wohnungsbau jetzt nicht mehr, das können sich 
weder Mieter noch Käufer leisten.“ Die Mitglieder waren sich 
einig, dass nun die Forderung nach mehr Wohnbaugrund-
stücken, das Reduzieren der Vorgaben zwecks Kostenre-
duktion, die deutliche Erhöhung der Baudichte und endlich 
eine Beschleunigung der Genehmigungsverfahren mit 
Nachdruck an die Stadt Köln adressiert werden müssen.

Ein weiteres Thema war der Masterplan Stadtgrün, der 
in der vorliegenden verabschiedeten Form das Gegenteil 
dessen bewirkt, was der Kölner Immobilienmarkt jetzt 
braucht. Den Plan halten die WIK-Mitglieder insgesamt für 
stark verbesserungswürdig, weil er außer Acht lässt, dass in 
Köln unter anderen auch noch Kindertagesstätten, Schulen  
und mindestens 70.000 Wohnungen gebaut werden müssen. 

In zahlreichen Wortbeiträgen betonten Teilnehmer, sie 
setzten sich weiter engagiert für die Schaffung von nach-
haltigem Wohnraum in der Domstadt ein. Gegenüber der 
Stadtverwaltung und der Kölner Politik boten sie einmal 
mehr ihre Expertise und ihre Unterstützung an. Den Kontakt 
mit den Kommunalpolitikern vertieft die WIK derzeit mit 
einer Reihe von Fraktionsgesprächen. Dabei empfiehlt sich 
die WIK ausdrücklich als konstruktiver Partner für eine zu-
kunftsgerichtete Stadtentwicklungspolitik.  
Für ein lebenswertes Köln FÜR ALLE.



Wenn der Kölner Rat,  
die Stadtverwaltung und 
die Wohnungswirtschaft  
gemeinsam anpacken ...

… können wir in unserer Stadt viele schöne und ökologisch  
nachhaltige Quartiere bauen. Für die Menschen in Köln,  
die in einer lebenswerten, intakten Umgebung leben wollen.  
Gemeinsam schaffen wir das! 

Nutzen Sie unser Dialog-Telefon: 0221 931290-33
Schreiben Sie uns: presse@wik.koeln

Wohnungsbau Initiative Köln
Sachsenring 83
50677 Köln

Wir bauen Heimat – das ist unser erklärtes Ziel.  
Damit Köln lebenswert, familienfreundlich und wirtschaftlich  
auf hohem Niveau konkurrenzfähig bleibt. 

Weitere Informationen unter wik.koeln


